
VII ZE 217/59
VerkUndet 

am 25. Mai 1961 
Woit ocheck, Justizobersekretär 

als Urkundsbeamter 
der Geschäftssteile

2211 003

I m  N a m e n  d e s  V o l k e s

Itv dem Hechtsstreit

der Firma GmbH,
durch ihre Geschäftsführerin Frau Karin 
geb. v. W f l l ,  Pi

, vertreten 
straße MB,

Beklagter, Berufungsklägerin und Revisionsklägerin, 
- Prozeßhevollmächtigters Rechtsanwalt Br,

g e g e n
die Eü^-Aktiengesellsschaf t, HflHBi» vertreten durch die 
Vorstandsmitglieder Gerhard Gi^MTBr. Hans PflBBl Br. Arno Herbert Bert hold
Christoph S f l H A  Emil sämtlich in

Klägerin, Berufungsbeklagte und Revisionsbeklagte,
- Prozeßbevollmächtigter: Rechtsanwalt Prof. Pr.

hat der VII. Zivilsenat des Bundesgerichtshofs auf die 
mündliche Verhandlung vom 25. Mai 1961 unter Mitwirkung 
des Senatspräsidenten Glanzmann und der Bundesrichter 
Br. Winkelmann, Rietschel, Br. Heimann-Trosien und 
Br. Vogt
für Recht erkannt:

Bie Revision der Beklagten gegen das Urteil 
des 6. Zivilsenats des Oberlandesgerichts in Frankfurt/ 
Main vom 16. Oktober 1958 wird zurUckgewiesen.

Bie Beklagte hat die Kosten der Revision zu 
tragen.

Von Rechts wegen
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Tatbestand:

Die Klägerin ist eine Treibstoffgesellschaft mit 
einem Netz von mehreren tausend Tankstellen, Die -Beklag­
te hat in den Jahren 1952 und 1955 in ihrer Größtankstel- 
le Treibstoffe der Klägerin in deren Namen
und für deren Rechnung verkauft.

Die Tankstelle mit zugehörigen Gebäuden wurde 1950 
bis 1951 von dem Zahnarzt Dr. HoflHI errichtet. Dieser 
war damals Eigentümer der Grundstücke Nr. 167 und 168, 
Später erwarb er auch das Grundstück Nr. 169 und mietete 
die Grundstücke Nr, 162 bis 166 hinzu. Er schloß oiit der 
RechtsVorgängerin der Klägerin den Tankstellenvertrag 
vom 11o/24• August 1949 und den Mietvertrag vom 12, De­
zember 1950. Auf Grund dieser Verträge baute die Rechts- 
vorgängerin der Klägerin mehrere Tanks und Zapfsäulen 
ein. Drei in dem Grundstück Nr. 167 liegende Tanks wur­
den in der Folgezeit teilweise überbaut. Im Grundbuch 
der Grundstücke Nr. 167 und 168 wurden zugunsten der 
Treibstoffgeseilschaft eine beschränkte persönliche 
Dienstbarkeit (Tankstellendienstbarkeit) und eine voll­
streckbare Grundschuld von 15»000 DM eingetragen.

1952 erwarb die Beklagte, deren Gesellschafter da­
mals die Eheleute waren, von DrsvHofllB
die Grundstücke Nr. 167 bis 169. Sie schloß mit der Klä­
gerin einen Tankstellenvertrag und einen Mietvertrag vom 
19. Juli/9. August 1952. Beide Verträge hatten eine Lauf­
zeit bis' Ende 1972.

Mit Schreiben vom 18. November 1953 beschwerte sich 
die Beklagte bei der Klägerin darüber, daß diese durch 
Direktlieferungen an Großverbraucher zu ermäßigten Prei­
sen den Absatz der Beklagten beeinträchtige. Mit Schreiben 
vom 20. Dezember 1954 focht die Beklagte die Verträge 
aus diesem Grunde an.
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Inzwischen hatten die minderjährigen Kinder erster 
und zweiter Ehe der Frau Ingrid H e ^ B B
und Astrid (im folgenden f,die Kinder11
genannt), im Herbst 1953 die den Grundstücken Nr. 167 
und 168 beiderseits benachbarten Grundstücke Nr. 162 bis 
166 und 169 erworben. Sie erwirkten, daß die Beklagte den 
Verkauf von Dieselkraftstoff der Klägerin auf ddm Grund­
stück t!Nr>fl!64feinste 11te| und4vej>trifben^ 
dort in der Folgezeit selbst Dieselkraftstoff anderer Her­
kunft. Sie gestatteten die Zufahrt zur Tankstelle über 
ihr Grundstück Nr. 169 nur gegen eine von der Beklagten 
an sie zu zahlende beträchtliche Vergütung.

Im Februar 1954 erwarben die Kinder die Geschäftsan­
teile der Beklagten. Im Mai 1954 gründeten sie eine wei­
tere Gesellschaft, die GmbH, und im
Jahre 1955 eine dritte Gesellschaft, die Autohof Hl 

GmbH.

Seit 1954 verkauft die Beklagte in ihrer Tankstelle 
keine von der Klägerin angelieferten Treibstoffe mehr. 
Dagegen verkaufen nebenan die GmbH Die­
selkraftstoffe und die Autohof RflHIHife GmbH Vergaser­
kraftstoffe anderer Herkunft ("Texas-Gemisch”, "Jedermann- 
Benzin"). Der Verkauf dieser KraftStoffe erfolgt - wie 
die Beklagte behaupte.t hat - seit 1955 nicht mehr aus 
den beiden Zapfsäulen der Klägerin. Die Beklagte lagert 
also nach ihrer Darstellung Vergaserkraftstoff der Klä­
gerin, den diese nicht angeliefert hat, in den drei Tanks 
und gibt ihn aus den Zapfsäulen ab, welche die Rechtsvor­
gängerin der Klägerin auf den Parzellen Nr. 167 und 168 
eingebaut hat.

Die Klägerin hat mit der Klage von der Bekiagten 
verlangt, diese solle es unterlassen, die drei Tanks
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und zwei Zapfsäulen der Klägerin zur Lagerung und zum 
Vertrieb von Treibstoffen zu benutzen, die nicht von 
der Klägerin selbst hierfür angeliefert worden sind*

Die Klägerin hat sich auf die Verträge, auf ihr Ei­
gentum an den Tanks, auf ihre Tankstellendienstbarkeit 
sowie auf die §§ 1, 3 UWG und § 24 WZG berufen.

Die Beklagte hat Klageabweisung beantragt. Sie hält 
die Verträge für unwirksam wegen Knebelung, wegen Verstos- 
ses gegen Dekartellisierungsvörschriften und gegen das 
Gesetz gegen Wettbewerbsbeschränkungen, wegen ihrer An­
fechtung und wegen Kündigung sowie wegen Wegfalls der 
Geschäftsgrundlage. Sie meinte Die Tanks seien als wesent­
liche &rundStücksbestandteile ihr Eigentum geworden. Die 
Dienstbarkeit sei unwirksam. Sie habe auch keinen Wettbe­
werbsverstoß begangen und Warenzeichen und Ausstattung 
der Klägerin nicht verletzt.

Das I»andgericht hat nach dem Klageantrag erkannt, je­
doch mit der Beschränkung auf Treibstoffe, die nicht aus 
der Produktion der Klägerin stammen. Die Berufung der Be­
klagten, welche auf die Verurteilung wegen der drei Tanks 
beschränkt war, hat das Oberlandesgericht zurückgewiesen. 
Auf die Anschlußberufung der Klägerin hat es der Klage in 
vollem Umfange stattgegeben.

Hiergegen richtet sich die Revision der Beklagten 
mit dem Ziele, Klageabweisung im Rahmen ihrer Berufungs­
anträge zu erreichen. Die Klägerin beantragt, die Revision 
zurückzuweisen.

Seit 1955 betreibt die Klägerin wegen einer Forderung 
von rund 34.000 DM aus ihrer Grundschuld von 15.000 DM 
die Zwangsversteigerung der Grundstücke Nr. 167 und 168.
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Die Beklagte hat Vollstteckungsgegenklage erhoben, über 
die der Senat heute ebenfalls entschieden hat (VII ZR 
230/58).

Entscheidungsgründe:

A.

Die Bevisionsanträge umfassen auch die Verurteilung 
wegen der Zapfsäulen insoweit, als das Berufungsgericht 
(auf die Anschlußberufung der Klägerin) das landgericht­
liche-Urteil zum Bachteil der Beklagten abgeändert und 
die Beklagte weiter verurteilt hat, es zu unterlassen, 
cfiie zwei Zapfsäulen für den Vertrieb solcher Kraftstoffe 
zu benutzen, die zwar aus der Produktion der Klägerin stam­
men, die aber der Beklagten nicht von der Klägerin für 
den Vertrieb in der Tankstelle angeliefert worden sind«

Insoweit ist die Revision unbegründet, gleichviel, 
ob die Verträge gültig sind oder nicht.

1) Sind die Verträge wirksam, so gilt Ziffer 3 a des 
Tankstellenvertrages der Parteien in Verbindung mit Ab­
schnitt c Abs. 1 der zugehörigen, zum Vertragsinhalt ge­
wordenen Ausführungsbestimmungen. Der Tankst eil env ertrag 
ist ein Pormularvertrag, den die Klägerin in mehr als 
einem Oberlandesgerichtsbezirk verwendet. Das Bevisions- 
gericht ist daher in seiner Auslegung frei. Die angeführ­
ten Vertragsbestimmungen ergeben, daß die Beklagte ver­
traglich verpflichtet ist* sich die zum Vertrieb bestimm­
ten Erzeugnisse der Klägerin von dieser unmittelbar und 
ausschließlich anliefern zu lassen. Sie ist nach dem Ver­
trage nicht berechtigt, anderswo bezogene Erzeugnisse der 
Klägerin als Eigenhändler zu vertreiben. Das würde auch 
ihrer Stellung als Handelsvertreter der Klägerin wider­
sprechen. Selbst wenn der Vertrag keine ausdrückliche
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Bestimmung hierüber enthielte, würde schon aus § 86 Abs.
1 HGB folgen, daß die Beklagte nicht ohne Einverständnis 
der Klägerin deren Erzeugnisse als EigenhäncDsr vertreiben 
darf.

2) Sind die Verträge unwirksam, so ergibt sich der 
Unterlassungsanspruch der Klägerin in jedem Falle aus 
§ 1004 BGB. Bas Berufungsgericht hat festgestellt, daß 
die beiden Zapfsäulen Eigentum der Klägerin sind. Bagegen 
bringt die Revision nichts vor. Als Eigentümer kann die 
Klägerin die Verwendung der Zapfsäulen zu einem ihr nicht 
genehmen Zwecke verbieten. Bie Beklagte hat nicht geltend 
gemacht, daß dem Unterlassungsanspruch der Klägerin, so­
weit es sich um die Zapfsäulen handelt, der Einwand unzu­
lässiger Rechtsausübung (§ 242 BGB) entgegenstünde. Bas 
hat sie nur gegen den Unterlassungsanspruch der Klägerin 
wegen der Tanks vorgebracht. Barauf ist unten noch einzu­
gehen.

B.
Bas Berufungsgericht hat seine Verurteilung wegen der 

Tanks unter anderem auf § 1004 BGB gestützt.

Biese Begründung trägt die Entscheidung.

1. Bas Oberlandesgericht ist der Auffassung, daß die 
Klägerin trotz des Ein- und Überbaus Eigentümerin der Tanks 
geblieben sei (§ 95 BGB).

Bie von der Revision hiergegen gerichteten Rügen sind 
nicht begründet.

1) Bie RechtsVorgängerin der Klägerin hat als Mieter 
des Grundstücks nach den Feststellungen des Berufungsge­
richts die Tanks "nur zu einem vorübergehenden Zwdck" mit
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dem Grundstück verbunden (§95 Abs. 1 Satz 1 BGB). Bas 
folgert das Berufungsgericht ohne Rechtsverstoß aus § 1 
Abs. 5 des Mietvertrages und Ziffer 3 des Tankstellenver­
trages. Auch wenn diese Vertragsbestimmungen unwirksam 
sein sollten, so ergibt sich aus ihnen doch der innere 
Wille des Einfügenden, die Einfügung nur zu vorübergehen­
dem Zweck vorzunehmen (vgl. RGZ 153* 231, 236; 158, 362, 
376; BGH LM Nr. 5 zu § 95 BGB). Dieser innere Wille läßt 
sich auch mit r. dem nach außen in Erscheinung getretenen 
Sachverhalt vereinbaren (vgl. RGRK BGB 11. Aufl. § 95 
Anm. 14 mit Nachweisungen). ~

a) Bie Revision meint, die Einfügung im Sinne des 
§ 95 BGB sei ein Rechtsgeschäft, dessen Wirksamkeit mit 
der Gültigkeit der Verträge stehe und falle.

Bas trifft nicht zu. Bie "Einfügung" ist kein Rechts­
geschäft, sondern eine Tathandlung; der Wille des Einfügen­
den, daß diese zu einem bestimmten Zwecke erfolge, braucht 
daher kein rechtsgesohäftlicher zu sein; es genügt ein na­
türlicher Wille.

b) Baut - wie im vorliegenden Falle - ein Mieter eine 
eigene Sache in das Mietgrundstück ein, so spricht eine 
Vermutung dafür, daß er den Einbau zu vorübergehendem 
Zwecke vollzieht. Davon ist im Zweifel auszugehen, wenn 
kein gegenteiliger Wille des Einbauenden dargetan ist 
(Vgl. BGHZ 8, 1, 5; 10, 171, 176; BGH NJW 1956, 1273;
1957, 457; LM Nr. 5 und 6 zu § 95 BGB). Im vorliegenden 
Falle bestehen nach den Feststellungen des Berufungsge­
richts keine Anhaltspunkte für einen gegenteiligen Willen 
des Einfügenden. Weder die Vertragsdauer, noch die Festig­
keit der Verbindung brauchten als solche Anhaltspunkte 
gewertet zvb?.werden.
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c) Die Revision meint, die Verträge hätten eine spä­
tere Entfernung der Tanks nur im Interesse des Grundstücks­
eigentümers vorgesehen«

Das läßt sich jedoch den Verträgen nicht entnehmen 
und wird auch vom Berufungsgericht nicht angenommen. Es 
kann deshalb dahinstehen, ob es sich auch bei den Mietver- 
trägen der Klägerin mit Dr. H o | B B und der Beklagten um 
für das Revisionsgericht frei auslegbare FormularVerträge 
handelt.

d) Der Umstand, daß Dr. und die Beklagte das
Grundstück auf die Dauer zum Betrieb einer Tankstelle ver­
wenden wollten, schließt nicht aus, daß die Rechtsvorgänge­
rin der Klägerin nach den Feststellungen des Berufungsge-

■%

richte die Absicht hatte, die Tanks nur solange in dem 
Grundstück zu belassen, als sie und ihr Rechtsnachfolger 
dort als Mieterin des Grundstücks eine Tankstelle für ih­
re eigenen Erzeugnisse betrieben.

2) Nach Ansicht der Revision soll die teilweise Über­
bauung durch den Dr. Ho^[|B eine neue Lage geschaffen 
haben. Nunmehr habe sich nach § 946 BGB das Eigentum am 
Grundstück in jedem Falle auf die Tanks erstreckt.

Das ist jedoch nach den rechtsfehlerfreien Feststel­
lungen des Berufungsgerichts nicht der Fall.

a) Eine nachträgliche "Änderung der Zweckbestimmung" 
durch den Dr. H o ^ m  hätte für sich allein nicht genügen 
können, um das Eigentum ddr Klägerin an den Tanks auf 
ihn zu übertragen (BGH LM Nr. 7 zu § 1 Preisstop VO;
BGH NJW 1956, 1275, 1274; BGHZ 25, 57, 59 - 60; RGRK BGB
11. Aufl. § 95‘ Anm. 25) . Das verkennt auch die Revision 
nicht.
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b) Die Revision meint aber ersichtlich, durch den 
Überbau habe Dr. H o f H B e i n e  erneute, noch engere "Ver­
bindung11 der tanks mit dem Grundstück hergestellt, die 
nunmehr so unlösbar sei, daß der fortdauernde Wille der 
Klägerin und ihrer Rechtsvorgängerin, die Sache solle nur 
zu vorübergehendem Zweck mit dem Grundstück verbunden sein, 
die Rechtsfolge des § 946 BGB nicht hindern könne»

Bas trifft jedooh nicht zu. § 946 BGB knüpft die von 
ihm ausgesprochene Rechtsfolge nicht unmittelbar an ein 
bestimmtes Haß von Festigkeit der vorgenommenen Verbindung, 
sondern macht den Übergang des Eigentums auf den Grund­
stückseigentümer davon abhängig, daß die eingebaute Sache 
"wesentlicher Bestandteil" des Grundstücks wird. Wann sie 
das wird, bestimmt sich nach den §§ 93 ff BGB. Banach ist 
in der Regel allerdings auf die Festigkeit der Verbindung 
abzustellen. Für die Ausnahmefälle des § 95 BGB wird aber 
die Sache trotz einer festen Verbindung im Sinne der 
§§ 93» 94 BGB nicht wesentlicher Bestandteil, und es 
tritt daher trotz dieser festen Verbindung die Rechtsfolge 
des § 946 BGB nicht ein.

So liegt - nach den rechtsfehlerfreien Feststellungen 
des Berufungsgerichts - der Fall hier. Schon der Einbau 
der Tanks (ohne den Überbau) hätte diese zu wesentlichen 
Bestandteilen des Grundstücks gemacht, wenn dem nicht die 
Zweckbestimmung der einbauenden Treibstoffgesellschaft 
nach § 95 Abs. 1 Satz 1 BGB entgegengestanden hätte. Ber 
nachträgliche Überbau durch Br. Ho^l^l mag die "Festig­
keit" des Einbaus um einiges verstärkt haben. Barauf 
kommt es jedoch für § 95 BGB nicht an. Bach dieser Vor­
schrift ist die mehr oder weniger große Festigkeit des 
Einbaus unerheblich (vgl. BGH HJW 1956, 1273)» es sei 
denn, daß die Verbindung schlechthin unlösbar wäre.
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In § 95 BGB sind nämlich ohnehin nur die Fälle geregelt, 
bei denen der Einbau so fest ist, daß er ohne die ent- 
gegenstahende Willensrichtung des Einbauenden dazu füh­
ren würde, daß die eingebaute Sache wesentlicher Bestand­
teil des Grundstücks und damit nach § 946. BGB Eigentum 
des Grundstückseigentümers würde«

c) Wie die Hechtslage wäre, wenn eine Trennung der 
eingebauten Sache von dem Grundstück technisch unmöglich 
wäre, darauf braucht hier nicht näher eingegangen zu wer­
den« Denn ein derartiger-Fall liegt nach den Feststellun­
gen des Berufungsgerichts nicht vor. Derartiges nimmt 
auch die Revision nicht an. Sie meint nur, ein Ausbau
der Tanks würde unverhältnismäßig hohe Kosten verursachen. 
Darauf kommt es aber in diesem Zusammenhang nicht an.

d) Die Revision vertritt die Ansicht, die Parteien 
hätten die Zweckbestimmung nachträglich gemeinsam geändert. 
Das schließe die Anwendung des § 95 BGB von diesem Zeit­
punkt an aus.

Die Annahme einer gemeinsamen nachträglichen Zweck­
änderung ist jedoch mit den Feststellungen des Berufungs­
gerichts nicht vereinbar. Es kann daher auf sich beruhen, 
ob in einer solchen gemeinsamen nachträglichen Zweckände­
rung eine rechtsgeschäftliche oder rechtsgeschäftsähnliche 
Verfügung der Parteien gesehen werden könnte, durch welche 
das Eigentum yon der Klägerin auf die Beklagte hätte über­
gehen können.

3) Die Revision rügt, daß das Berufungsgericht keinen 
Sachverständigen darüber vernommen hat, ob die Tanks aus­
gebaut werden können, ohne daß das überbaute Gebäude be­
schädigt wird, was das Berufungsgericht auf Grund der 
Aussage des Zeugen S z U H H H ^ p a n g e n o m m e n  hat.
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Die Rüge ist nicht, begründet. Es kann dahinstehen, 
ob daa Berufungsgericht sich für sachverständig genug 
halten durfte, diese Präge ohne Zuziehung eines Sachver­
ständigen zu entscheiden. Denn auf die Beweis frage kommt 
es nicht an. Auch wenn der Ausbau der Tanks nicht ohne 
Beschädigung der Überbauten Gebäude möglich sein sollte, 
würde das die Anwendbarkeit des § 95 Abs. 1 Satz 1 BGB 
nicht ausschließen.

»

4) Die Revision beruft sich auf_eine entsprechende 
Anwendung von § 997 Abs. 2 BGB. Das geht fehl.

§ 997 BGB setzt voraus, daß eine Sache wesentlicher 
Bestandteil geworden ist. Das ist aber nach den Feststel­
lungen des Berufungsgerichts hier bei den Tanks nicht der 
Pall*

Die Klage richtet sich im übrigen hier nicht auf 
Herausgabe oder Wegnahme der Tanks, sondern sie geht auf 
Unterlassung. Soweit die Beklagte sich demgegenüber auf 
§ 242 BGB beruft, ist darauf unten einzugehen.

5) Da die Auffassung des Berufungsgerichts, die Klä­
gerin sei Eigentümerin der Tanks geblieben, aus § 95 Abs. 1 
Satz 1 BGB gerechtfertigt ist, kommt es nicht darauf an, 
ob dieselbe Rechtsfolge auch aus der Dienstbarkeit der 
Klägerin in Verbindung mit § 95 Abs. 1 Satz 2 BGB herge­
leitet werden kann, wie das Berufungsgericht angenommen 
hat. Auf die insoweit von der Revisionerhobenen Angrif­
fe braucht daher nicht eingegangen zu werden.

II. Das Berufungsgericht führt aus, das Eigentum der 
Klägerin an den Tanks werde dadurch beeinträchtigt, daß 
die Beklagte die Tanks zur Lagerung und zum Vertrieb von 
Treibstoffen verwendet, die nicht von der Klägerin
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angeliefert worden sind. Das läßt keinen Rechtsirrtum 
erkennen, wie für die Zapfsäulen bereits oben zu A aus­
geführt ist.

Hieraus folgt nach § 1004 BOB der Unterlassungsan­
spruch der Klägerin.

III. Die Beklagte hat vorgebracht: Die Klägerin ver­
stoße mit ihrer Unterlassungsklage gegen Treu und Glauben 
(§ 242 BGB). Sie wolle die Tanks im Grundstück liegen 
lassen, um die Beklagte daran zu hindern, das Grundstück 
für andere Zwecke als den Kraftstoffvertrieb für die Klä­
gerin zu benutzen. Die Tanks im Grundstück seien "der 
Pfahl im Fleische der Beklagten”, der Jede anderweitige 
Tätigkeit der Beklagten lahmlegen solle. Nur deshalb ver­
lange die Klägerin auf Grund ihres angeblichen Eigentums 
nicht die Herausgabe der Tanks (§ 985 BGB), sondern be­
schränke sich darauf, der Beklagten die Benutzung zu ver­
bieten, obwohl diese bereit sei, der Klägerin den Wert 
der Behälter zu bezahlen.

Ersichtlich mit Rücksicht auf diesen Vortrag hat 
es das Berufungsgericht für erforderlich erachtet, die 
von der Beklagten bestrittene Rechtsgültigkeit der Ver­
träge zu prüfen, weil nach seiner Auffassung, wie es 
ausführt, ohne Bestehen dieser Verträge die Geltendma­
chung des Unterlassungsanspruchs unter Umständen als 
Rechtsmißbrauch anzusehen wäre. Das ist in der Tat nicht 
von der Hand zu weisen.

Das Berufungsgericht hält Jedoch alle Einwendungen 
der Beklagten gegen die Wirksamkeit der Verträge für 
nicht begründet.

Die Revision greift das an. Ihr Vorbringen kann Je­
doch zu keiner der Beklagten günstigen Entscheidung führen.
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1) Die Revision behauptet einen Dissens in Bezug auf 
den Mietvertrag der Parteien.

Dieser Vortrag ist neu und kann daher in der Revi­
sionsinstanz nicht berücksichtigt werden. In den Vorin­
stanzen haben die Parteien zwar über die Auslegung des 
Mietvertrages gestritten,nämlich darüber, ob der Mietver­
trag auch das Grundstück Nr. 169 umfaßt oder nicht. Die 
Beklagte hatte abor nicht behauptet, daß die von den Par­
teien abgegebenen Willenserklärungen sich objektiv nicht 
deckten. —

2) Die Beklagte ist der Auffassung, die Verträge 
seien wegen Knebelung nach § 138 Abs. 1 BGB nichtig. Das 
trifft nicht zu.

a) Die Beklagte mag nicht den erwarteten Umsatz er­
zielt haben. Das begründet aber noch keine Unsittlichkeit 
der Verträge. Im Übrigen haben sich die Gesellschafter 
der Beklagten den Umsatzrückgang selbst zuzuschreiben.
Denn sie haben, vertreten durch Dr.
ganz bewußt mit dem Ziele, sich vom Vertrag mit der Klä­
gerin zu lösen, den Tankstellenbetrieb der Beklagten lahm­
gelegt und ihn auf die von ihnen neu gegründeten Gesell­
schaften, deren alleinige Gesellschafter sie ebenfalls 
sind, verlagert, um andere Treibstoffe als die der Klä­
gerin im eigöhen Namen und für eigene Rechnung mit einer 
größeren Gewinnspanne verkaufen zu können. Trotz der 
rechtlichen Selbständigkeit der drei Gesellschaften muß 
sich die Beklagte nach § 242 BGB unter den obwaltenden 
Umständen die Maßnahmen ihrer Gesellschafter und des 
Dr. in Bezug auf die|Grundstücke und
die verschiedenen Gesellschaften zurechneri lassen. Inso­
weit wird auf die Ausführungen Bezug genommen, welche der 
Senat unter III 7 seines heutigen Urteils in dem Rechts­
streit derselben Parteien VII ZR 23o/58 gemacht hat.
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b) Der Umstand, daß die Beklagte vertraglich ver­
pflichtet ist, nur Erzeugnisse der Klägerin zu vertrei­
ben, welche diese ihr angeliefert hat, begründet keine 
Sittenv/idrigkeit der Verträge. Die Beklagte ist nach den 
Verträgen Handelsvertreter der Klägerin. Sie darf daher 
der Klägerin keine Konkurrenz machen, indem sie fremde 
Erzeugnisse vertreibt (Schiegelberger-Schroder HOB 4. 
Aufl. § 86 Rz. 16). Das würde sogar dann gelten, wenn 
die Verträge der Parteien eine ausdrückliche Konkurrenz­
klausel nicht enthielten.

3) Die Beklagte hat die Verträge wegen arglistiger 
Täuschung angefochten. Das Berufungsgericht stellt jedoch 
fest, daß sie dazu kein Recht gehabt hat.

Die Revision rügt in diesem Zusammenhang, daß das Be­
rufungsgericht die Vernehmung der Zeugen Z f l U  und S t f ^ B  

sowie der Sachverständigen Keiser oder Kirchhoff ab­
gelehnt hat.

Z | 0 ,  Keiser und Kirchhoff waren dem Berufungsurteil 
zufolge von der Beklagten Uzur näheren Beleuchtung der 
allgemeinen AbsatzVerhältnisse auf dem TreibstoffmarktM 
benannt (S. 48 aaO). Das Berufungsgericht brauchte diese 
Beweise nicht zu erheben; denn es kam zur Entscheidung da­
rüber, ob die Verträge der Parteien anfechtbar sind, 
nicht auf diese allgemeinen Verhältnisse, sondern nur 
auf die besonderen bei den Parteien gegebenen Verhältnisse 
an.

S t f B H V  war, ebenfalls dem Urteil zufolge, dazu be­
nannt, daß die Klägerin infolge verstärkten Wettbewerbs 
seit Anfang 1958 wieder höhere als die vom Zeugen 
zunächst genannten Nachlässe gewährt habe (S. 49)- Davon 
geht aber auch das Berufungsgericht auf Grund der weiteren 
Aussage J 0 s  aus. Unter diesen Umständen brauchte es St| 

nicht zu vernehmen.
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4) Die Beklagte hat geltend gemacht, in dem Schreiben 
der Beklagten vom 20. Dezember 1954 sei, auch wenn die 
darin enthaltene Anfechtungserklärung nicht wirksam sei, 
jedenfalls eine fristlose Kündigung des Vertragsverhält­
nisses der Parteien zu erblicken. Auch sei dadurch, daß 
die Klägerin Großabnehmer unter Gewährung erheblicher Ra­
batte direkt beliefert hat, die Geschäftsgrundlage der 
Verträge entfallen.

Die Rüge ist nicht begründet.

a) Das Berufungsgericht stellt fest, daß die "Nichtbe- 
lieferung von Kunden im Direktgeschäft" durch die Klägerin 
und die Einhaltung "bestimmter Preisgrenzen" im Direktge­
schäft nicht Geschäftsgrundlage der Verträge gewesen sei. 
Das läßt keinen Rechtsfehler erkennen.

Das Berufungsgericht legt weiter dar, es habe keine 
so erhebliche Ausweitung der "Direktgeschäfte" der Klägerin 
stattgefunden, daß dem VertragsVerhältnis der Parteien der 
Boden entzogen worden wäre.

Wenn die Revision demgegenüber meint, die Möglichkeit 
"eines bestimmten Absatzes" sei Geschäftsgrundlage gewe­
sen, so ist das mit den Feststellungen des Berufungsge­
richts nicht vereinbar.

b) Den Umfang der Direktgeschäfte der Klägerin in 
Dieselkraftstoff hat das Berufungsgericht nicht außer acht 
gelassen. Es stellt fest, die Klägerin habe den Direktab­
satz von Dieselkraftstoff erst ausgeweitet, nachdem die 
Beklagte sich von den Verträgen losgesagt und am 1. Okto­
ber 1953 den Bezug von Dieselkraftstoff bei der Klägerin 
eingestellt hatte, sowie daß bis dahin kein Umsatzrückgang 
bei der Beklagten eingetreten sei.
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Wenn die Revision demgegenüber ausführt, die Maßnah­
men der Klägerin hätten die Beklagte gezwungen, "andere 
Y/ege zu gehen", so kehrt sie damit den vom Berufungsge-
rieht festgestellten Ursachenverlauf um.

*

c) Im übrigen hat nicht die Klägerin die Lieferungen 
an die Beklagte eingestellt, sondern die Beklagte war 
nicht mehr bereit, von der Klägerin zu den vertraglichen 
Bedingungen und Preisen zu beziehen. Der Hinweis der Re- 
vision auf die Bereitschaft der Beklagten zur Barzahlung 
geht fehl. Denn die Beklagte beanspruchte die gleichen 
Preisnachlässe, wie die Klägerin sie ihren Dire kt abnehme rn 
gewährte. Darauf brauchte sich die Klägerin nach den Ver­
trägen aber nicht einzulassen.

d) Hiernach hat das Berufungsgericht auch ein Recht 
der Beklagten, die Verträge vorzeitig zu kündigen, ohne 
Rechtsverstoß verneint. Wieso der Umstand, daß die Be­
klagte nach den Verträgen keine Inkassoprovision zu be­
anspruchen hat, die Befugnis der Beklagten zu fristloser 
Kündigung erweitert haben sollte, wie die Revision an­
nimmt, ist nicht verständlich.

5) Die Revision meint, die Verträge der Parteien 
seien wegen Verstoßes gegen die Art, 85, 86 des Vertrages 
zur Gründung der Europäischen Y/irtSchaftsgemeinschaft 
(EWG) (BGBl 1957 II S. 766, 824, 826) unwirksam, und 
darüber müsse nach Art. 177 aaO der Gerichtshof der EWG 
entscheiden. . v .

Die Rüge ist abwegig»

Art. 85 erklärt Absprachen für nichtig, welche den 
Handel zwischen MitgliedStaaten der EWG zu beeinträchti­
gen geeignet sind und eine Verhinderung, Einschränkung
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oder Verfälschung des Wettbewerbs innerhalb des Gemein­
samen Marktes bezwecken oder bewirken» Art. 86 verbietet 
die mißbräuchliche Ausnutzung einer beherrschenden Stel­
lung auf dem Gemeinsamen Markt oder auf einem wesentli­
chen Teil desselben durch einen oder mehrere Unternehmer, 
soweit dies dazu führen kann, den Handel zwischen Mit­
gliedstaaten zu beeinträchtigen.

Die Verträge der Parteien erfüllen diese Voraussetzun 
gen nicht. Sie sind nicht geeignet, den zwischenstaatli­
chen Handel und Wettbewerb der-EWG-Mitgliedstaaten zu 
beeinträchtigen.

6) Die Beklagte ist der Auffassung, die Verträge 
seien nichtig wegen Verstoßes gegen die damals geltenden 
Dekartellisierungsvorschriften (Art. I 2 US MilRegG 56).

Das geht fehl. Tankstellenverträge, die den als Han­
delsvertreter einer bestimmten Mineralölgesellschaft täti­
gen Verwalter einer Tankstelle auf den Vertrieb der Er­
zeugnisse dieser Gesellschaft beschränken, verstießen, 
wie der Bundesgerichtshof inzwischen entschieden hat, 
nicht gegen die Dekartellisierungsvorschriften der Be­
sät zungsmächte (LM Hr. 19 zu Art. V MRVO BrZ 78 = NJW 
1959, 1679).

7) Die Beklagte hat sich endlich darauf berufen, die 
Verträge der Parteien verletzten auch die nach ihrem Ab­
schluß in Kraft getretenen §§ 15 und 18 Abs. 1 Nr. 2 des 
Gesetzes gegen Wettbewerbsbeschränkungen vom 27. Juli 
1957 (GWB). Infolgedessen seien sie nach § 106 Abs. 1 
GWB am 1. Juli 1958 unwirksam geworden. Auch die Revision 
trägt das wieder vor. Sie meint, der erkennende Senat 
des Bundesgerichtshofs sei nach Art. 96 Abs. 2 GWB ge­
halten, den Rechtsstreit bis zur Entscheidung der
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zuständigen Kartellbehörden und -gerichte über diese 
kartellrechtlichen Vorfragen auszusetzen.

Soweit es sich um den § 18 Abs. 1 Nr. 2 GV/B handelt, 
bedarf es einer Aussetzung nach § 96 Abs. 2 GV/B schon 
deswegen nicht, v/eil die Beklagte nicht behauptet hat, 
daß die Kartellbehörde gemäß dieser Vorschrift bereits 
eingeschritten wäre (vgl. BGH LM Nr. 1 zu § 18 GWB; BGH 
GRUR 1959, 615,’615).

Aber auch im übrigen ist eine Aussetzung nach § 96 
Abs. 2 GWB im vorliegenden Palle nicht erforderlich.

a) Da es sich um einen Unterlassungsanspruch handelt, 
der in die Zukunft, wirkt, ist allerdings hier (im Gegen­
satz zu der Sache VII ZR 250/58) die nach dem Gesetz ge­
gen Wettbewerbsbeschränkungen seit dem 1. Juli 1958 be­
stehende Rechtslage nicht schon aus Zeitgründen für das 
hier zu entscheidende Rechtsverhältnis unerheblich.

b) Das Berufungsgericht hat ausgeführt, von § 15 GWB 
werde die Ausschließlichkeitsklausel der Tankstellenver­
träge "schon tatbesfandsmäßig nicht betroffen".

Es ist der Revision zuzugeben, daß das Berufungsge­
richt mit dieser Begründung die Notwendigkeit einer Aus­
setzung nach § 96 Abs. 2 GWB nicht verneinen durfte.
Denn diese Begründung enthält bereits eine Stellungnahme 
zu der von der Beklagten aufgeworfenen kartellrechtlichen 
Vorfrage, über welche das Berufungsgericht nach dem Gesetz 
gegen Wettbewerbsbeschränkungen nicht selbst entscheiden 
durfte. Auch der erkennende Senat ist aus Rechtsgründen 
nicht in der Lage, -zu dieser kartellrechtlichen Vorfrage 
Stellung zu nehmen. Würde daher die Entscheidung des
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Rechtsstreits von ihr abhängen, so müßte der Senat nach 
§ 96 Abs» 2 GWB das Verfahren bis zu ihrer Entscheidung 
durch das Kartellgericht aussetzen (BGH LM Nr. 1 zu § 87 
GWB; Nr. 2 zu § 96 Abs. 2 GWB; VII ZR 3/58 vom 24. Sep­
tember 1959)o

Eine. Ausnahme würde nur dann bestehen, wenn das nach 
dem Gesetz gegen Wettbewerbsbeschränkungen zu beurteilen­
de Rechtsverhältnis zwischen den Parteien in tatsächlicher 
und rechtlicher Hinsicht unstreitig wäre und das Prozeßge­
richt in Übereinstimmung damit seinerseits die Sach- und 
Rechtslage für völlig unzweifelhaft*halten würde (BGHZ 30,
186). Diese Voraussetzungen sind hier schon deswegen nicht 
gegeben, weil die Rechtslage auch jetzt noch zwischen 
den Parteien streitig ist, wie sich in der Revisionsver­
handlung ergeben hat.

c) Die Präge des angeblichen Verstoßes der Verträge 
gegen § 15 GV/B ist jedoch vorliegend nicht entScheidungs- 
erheblich.

Das ist deswegen nicht der Pall, weil die Klage hier 
schon auf Grund der außervertraglichen Anspruchsgrundlage 
des § 1004 BGB (Störung des Eigentums der Klägerin an den 
Tanks durch die Beklagte) begründet ist, wie vorstehend 
zu B I und II ausgeführt i3t.

Wie oben dargelegt, steht der Klägerin der erhobene 
Unterlassungsanspruch nach § 1004 BGB zu, weil die Beklag­
te ihr Eigentum an den Tanks beeinträchtigt. Es handelt 
sich in diesem Zusammenhang hur^darum,^ ob diel^Recht^Verfolgung 
der Klägerin etwa deshalb einen Rechtsmißbrauch enthält, 
weil die Verträge der Parteien unwirksam sind.

Es ist schon zweifelhaft, ob der Sachvortrag der Be­
klagten zu diesem Punkte genügend substantiiert wäre.



20 -

Das kann jedoch auf sich beruhen.

Entscheidend ist jedenfalls, daß die Beklagte, wenn 
sie sich auf das Gesetz gegen Wettbewerbsbeschränkungen 
beruft, keinen den Verträgen von Anbeginn anhaftenden 
Mangel geltend macht. Die Verträge könnten höchstens spä­
ter, nämlich vom 1. Juli 1958 an, unwirksam geworden sein.

Selbst wenn dies durch eine Entscheidung des Kartell­
gerichts noch festgestellt werden würde, so verstößt die 
Klägerin keinesfalls gegen Treu und Glauben, wenn sie, 
solange ein solcher Ausspruch noch nicht ergangen ist, 
die aus ihrem Eigentum sichergebenden Rechte geltend 
macht, und zwar auch den Unterlassungsanspruch. Denn so­
viel kann unbedenklich gesagt werden, daß die Rechtslage 
keineswegs eindeutig gegen die Klägerin spricht; es ist 
nicht so, daß die Klägerin mit Sicherheit oder mit erheb­
licher Wahrscheinlichkeit damit rechnen müßte, die Ver­
träge seien nach § 106 GWB nachträglich unwirksam gewor­
den, und es sei demnächst eine entsprechende Entscheidung 
durch die Kartellgerichte zu erwarten. Die Klägerin darf 
vielmehr bei der gegebenen Sachlage mit einer gewissen 
Berechtigung auch weiterhin von der Gültigkeit der Ver­
träge ausgehen, zumal die Beklagte nicht vorgetragen hat, 
daß sie ihrerseits die kartellrechtlichen Instanzen an­
gerufen hat, und überdies alle von der Beklagten sonst 
vorgebrachten - außerkartelirechtliehen - Gründe für 
eine Unwirksamkeit der Verträge nach den vorstehenden 
Ausführungen fehlgehen. Durfte und darf aber die Klägerin 
noch auf die Portdauer der Verträge vertrauen, die eine 
vereinbarte Laufzeit bis zum Jahre 1972 haben, so kann 
ihr jedenfalls im gegenwärtigen Zeitpunkt nicht der Vor­
wurf rechtsmißbräuchlichen Handelns deswegen gemacht wer­
den, weil sie auf Grund ihres Eigentums nicht die Heraus­
gabe der Tanks, sondern die Unterlassung begehrt.
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Denn bei Portbestand der Vertrag0 bat die Klägerin An­
spruch darauf, daß die Tanks bis 1972 im Grundstück lie­
gen bleiben und daß die Beklagte Lagerung und Vertrieb 
fremder Treibstoffe mit Hilfe dieser Tanks unterläßt.

IV. La nach alledem die Klage schon aus § 1004 BGB 
begründet ist, braucht auf die weiteren vom Berufungsge­
richt erörterten Rechtsgrundlagen (Dienstbarkeit; §§ 1,
3 UWG; § 24 WZG) sowie auf die von der Revision hiergegen 
erhobenen Rügen nicht eingegangen zu werden.

Die Beklagte hat nach § 97 ZPO die Kosten ihrer unbe­
gründeten Revision zu tragen.

Glanzmann Dr. Winkelmann Rietschel

Bundesrichter Dr. Heimann- Dr. Vogt Trosien ist erkrankt und 
deshalb an der Unterschrift 
verhindert.

Glanzmann


